
In der Senatssitzung am 27. April 2021 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Kinder und Bildung 26.04.2021 

Zweite Neufassung der Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 27.04.2021 

„Änderung der fünfundzwanzigsten Coronaverordnung zur Neufassung der 
Maskenpflicht für Grundschüler:innen“ 

A. Problem 

Mit Beschluss vom 20.04.2021 (1 B 178/21) hat das OVG Bremen die derzeitige Regelung der 

inzidenzgebundenen Maskenpflicht für Grundschüler:innen in § 17 Abs. 5 Satz 4 CoronaVO 

als zu unbestimmt bewertet und vorläufig ausgesetzt. Es sei für die Betroffenen nicht hinrei-

chend klar genug erkennbar, wann die Voraussetzungen für das Eingreifen der Verpflichtung 

tatsächlich erfüllt seien. Angesicht der sich auch in Schulen weiter ausbreitenden Infektionen 

mit dem Coronavirus muss Maskenpflicht für Grundschüler:innen umgehend wieder Geltung 

erlangen. Aufgrund dessen bedarf es einer entsprechenden Präzisierung der Norm.  

Da seit Inkrafttreten vierten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen 

Lage von nationaler Tragweite zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) bei Über-

schreitung bestimmter Inzidenzwerte, insbesondere nach dem auch für die Maskenpflicht re-

levanten Inzidenzwert von 100 weitere Schutzmaßnahmen greifen, sollte die neue Regelung 

der Maskenpflicht für Grundschüler:innen an die Bekanntmachung der Inzidenzwerte durch 

die zuständige Stellen (Ordnungsamt bzw. Magistrat) und der daraus folgenden Maßnahmen 

geknüpft werden. Dadurch wird dem Grundsatz der Bestimmtheit und Publizität entsprochen. 

Zusätzlich muss geregelt werden, dass die Maskenpflicht in den Grundschulen auch im Rah-

men der Notbetreuung gilt. 

B. Lösung 

§ 17 Absatz 5 der 25. CoronaVO wird wie folgt geändert: 

1. Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 „Wird durch die zuständige Behörde für eine Stadtgemeinde die Maßnahme gemäß § 28b 
Absatz 3 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (Präsenzunterricht nur in Form von Wechselunter-
richt) wegen Überschreitung des Inzidenzwertes von 100 oder wegen Unterschreitung des 
Inzidenzwertes von 165 bekannt gemacht, gilt bis zur Bekanntmachung des Außerkrafttre-
tens dieser Maßnahme durch die zuständige Behörde die Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 2 in der jeweiligen Stadtgemeinde auch 
für Grundschülerinnen und Grundschüler.“  

2. Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 wird angefügt: 



  

„Die Pflicht nach Satz 4 ab gilt der Überschreitung des Inzidenzwertes von 100 auch in der 
Notbetreuung.“ 

C. Alternativen 

Alternativen werden nicht empfohlen. 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Mit der Regelung sind keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen verbun-

den. 

Von der Regelung sind Grundschüler:innen jeglichen Geschlechts gleichermaßen betroffen. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Abstimmung mit der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, der Sena-

torin für Justiz und Verfassung zum Zweck der rechtsförmlichen Prüfung ist erfolgt.  

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Die Vorlage ist zur Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheits-

gesetz geeignet. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt der von der Senatorin für Kinder und Bildung vorgeschlagenen Änderung 

der 25. Coronaverordnung zu und bittet die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbrau-

cherschutz, die 25. Coronaverordnung entsprechend anzupassen.  



 
Fünfundzwanzigste Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 (Fünfundzwanzigste Coronaverordnung)  

Vom    April 2021  

Auf Grund des § 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000  
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. 
I S. 802) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Satz 1 der Verordnung über die 
zuständigen Behörden nach dem Infektionsschutzgesetz vom 11. September 2018 
(Brem.GBl. S. 425 — 2126-e-1), die durch Verordnung vom 12. Mai 2020 (Brem.GBl. 
S. 292) geändert worden ist, wird verordnet:  

§ 17  

Schulen und weitere Bildungseinrichtungen nach 
dem Bremischen Schulgesetz  

(1) Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft sind für den Unterrichtsbetrieb 
und im Rahmen von Ganztagsangeboten für den Betreuungsbetrieb nach Maßgabe 
der folgenden Absätze geöffnet. Angebote Dritter in Schulen sind unter den in Absatz 
2 genannten Bedingungen gestattet. Das Aufsuchen außerschulischer Lernorte ist 
gestattet, sofern die in Absatz 2 genannten Bedingungen auch in Bezug auf andere 
Einrichtungen eingehalten werden.  

(2) Es ist ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 1 vorzulegen; § 7 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist bezogen auf Schülerinnen und Schüler mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass an Stelle der Einhaltung der Abstandsregeln die 
Einhaltung des Kohortenprinzips nach Absatz 3 Satz 1 zu gewährleisten ist. Im 
Konzept ist zudem festzulegen, wie Personenströme innerhalb der Schule räumlich 
und zeitlich entflochten werden können. Das Konzept kann für bestimmte Fachräume 
wie Labore oder Werkstätten spezielle Reinigungen vorsehen. Die Einhaltung der 
festgelegten Schutz- und Hygieneregeln, insbesondere des Belüftungskonzepts, ist 
zu gewährleisten.  

(3) Der Präsenzunterricht und im Rahmen von Ganztagsangeboten auch die 
Betreuung finden grundsätzlich in festen Bezugsgruppen statt, die in ihrer 
Zusammensetzung möglichst unverändert bleiben (Kohortenprinzip). Die Kohorten 
sind so klein wie möglich zu halten. Der zeitliche Umfang des Präsenzunterrichts 
kann im Vergleich zur Regelbeschulung eingeschränkt werden, soweit dies zur 
Einhaltung des Schutz- und Hygienekonzeptes nach Absatz 2 und mit Blick auf die 
zur Verfügung stehenden personellen und räumlichen Ressourcen erforderlich ist. In 
diesen Fällen ist nach Möglichkeit eine Notbetreuung bis einschließlich des 6. 
Jahrgangs abzusichern. Darüber hinaus sind weitere Betreuungs- und 
Unterstützungsangebote in Schule möglich.  

(4) Personen, die nicht durch einen Test auf das Coronavirus SARS-CoV-2 mit 
negativem Testergebnis oder durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen, dass 
bei ihnen keine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht, ist der Zutritt 
zum Schulgelände untersagt. Das Testergebnis oder die ärztliche Bescheinigung 
dürfen nicht älter als drei Tage sein. Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nicht  



1. für die Dauer von drei Tagen, wenn unmittelbar nach dem Betreten des 
Schulgeländes ein Schnelltest auf das Coronavirus SARS-CoV-2 durchgeführt 
wird und das Ergebnis negativ ist, und  

2. für die Teilnahme an schriftlichen Leistungsnachweisen und Prüfungen.  

Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nur, wenn in den Schulen Schnelltests in 
hinreichender Zahl vorliegen. Im Eingangsbereich des Schulgeländes sind deutlich 
sichtbare Hinweise auf die Regelungen dieses Absatzes anzubringen.  

(5) In den Gebäuden allgemein- und berufsbildender Schulen ist das Tragen einer  
Mund-Nasen-Bedeckung nach § 3 Absatz 2 Pflicht. Danach haben Schülerinnen und 
Schüler  

1. ab Jahrgangsstufe 10 und sonstige Personen ab einem Alter von 16 Jahren 
eine medizinische Gesichtsmaske im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1,  

2. der Jahrgangsstufen 5 bis 9 eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von § 3 
Absatz 2 Satz 2  

zu tragen. Im Übrigen gilt § 3 Absatz 3 entsprechend. Wird durch die zuständige 
Behörde für eine Stadtgemeinde die Maßnahme gemäß § 28b Absatz 3 Satz 2 
Infektionsschutzgesetz (Präsenzunterricht nur in Form von Wechselunterricht) wegen 
Überschreitung des Inzidenzwertes von 100 oder wegen Unterschreitung des 
Inzidenzwertes von 165 bekannt gemacht, gilt bis zur Bekanntmachung des 
Außerkrafttretens dieser Maßnahme durch die zuständige Behörde die Pflicht zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 2 in der 
jeweiligen Stadtgemeinde auch für Grundschülerinnen und Grundschüler. Die Pflicht 
nach Satz 4 gilt ab der Überschreitung des Inzidenzwertes von 100 auch in der 
Notbetreuung. 
 

(6) Schülerinnen und Schüler, die von der besuchten öffentlichen Schule oder  
Bildungseinrichtung als Kontaktpersonen der Kategorie I gemäß § 19 Absatz 2 Satz 
1 identifiziert wurden, werden umgehend von der Schule oder Bildungseinrichtung 
darüber informiert, bei Minderjährigen auch deren Sorgeberechtigte. Diese 
Information gilt als Kenntnis im Sinne von § 19 Absatz 2 Satz 1 mit der dort 
genannten Rechtsfolge der Absonderungspflicht. Davon unberührt bleiben 
Anordnungen der zuständigen Gesundheitsämter.  

(7) Den Personen, die nach Absatz 6 als Kontaktpersonen der Kategorie I 
identifiziert wurden, kann die Möglichkeit zu einer kostenfreien Testung im Sinne von 
§ 19 Absatz 3a vermittelt werden. Die Entscheidung über die Möglichkeit der Testung 
obliegt den Stadtgemeinden.  

(8) Näheres, insbesondere zum Kohortenprinzip, zur Organisation des 
Präsenzunterrichts und zur Notbetreuung nach Absatz 3, regelt die Senatorin für 
Kinder und Bildung.  
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